
 

  

S 41 U 225/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beiträge der Unternehmer

Berechnung Gefahrtarifstelle
Gefahrtarif
Gliederung nach Gewerbezweigen
Veranlagung

Leitsätze Bei einem nach Gewerbezweigen
gegliederten Gefahrtarif ist einerseits
entscheidend, ob die Definition des
Gewerbezweigs rechtlich zu beanstanden
ist, und wenn dies nicht der Fall ist, ob
andererseits das betreffende
Unternehmerin dem zutreffenden
Gewerbezweig zugeordnet ist. Entspricht
die Veranlagung beiden Vorgaben, kann
nicht mehr eingewendet werden, es
müsse von Rechts wegen eine nach
Tätigkeiten und den davon ausgehenden
Risiken ausgerichtete Veranlagung
erfolgen.

Normenkette SGB VII § 152 ff
SGB VII § 157
SGB VII § 162
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I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 8.
August 2002, soweit es die Veranlagung der KlÃ¤gerin mit Bescheid der Beklagten
vom 31.03.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.02.2000 betrifft,
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin betreibt eine Werbeagentur und wendet sich gegen ihre Veranlagung
bei der Beklagten.

In dem von der Beklagten fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1998 bis 31.12.2000
beschlossenen Gefahrtarif sind in der Gefahrtarifstelle 25 die Werbeunternehmen
aufgefÃ¼hrt und der Gefahrklasse 0,52 zugeteilt. Unter der betreffenden Gruppe
werden nur bÃ¼romÃ¤Ã�ige Werbeunternehmen erfasst. FÃ¼r Unternehmen der
AuÃ�enwerbung ist die Gefahrtarifstelle 34 mit einer Gefahrklasse von 1,41
vorgesehen. Herstellung und Verteilung von Werbemitteln gehÃ¶ren in den
ZustÃ¤ndigkeitsbereich anderer Berufsgenossenschaften. Zu den
Werbeunternehmen gehÃ¶ren nach den von der Beklagten angewandten Kriterien
die Werbeagenturen, Unternehmen fÃ¼r Ã�ffentlichkeitsarbeit, die Werbeberatung
sowie Werbetexter.

Gegen den Bescheid der Beklagten vom 31.03.1998, mit dem diese das
Unternehmen in Gefahrtarifstelle 25 mit Gefahrklasse 0,52 veranlagte, legte die
KlÃ¤gerin Widerspruch ein und begrÃ¼ndete diesen damit, dass es sich bei ihr um
eine klassische Werbeagentur handele, die nicht der Unternehmensart
Werbeunternehmen zugeordnet werden dÃ¼rfe. FÃ¼r sie sei die niedrigste
Gefahrenklasse anzusetzen wie z.B. fÃ¼r Datenerfassung, Datenverarbeitung,
Kreditinstitute etc. Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 21.02.2000 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst u.a. die Aufhebung des
Veranlagungs- und des Widerspruchsbescheides beantragt. Das Spektrum von
TÃ¤tigkeiten eines Werbeunternehmens sei so weitreichend und decke einen so
groÃ�en Grad von GefÃ¤hrdungspotentialen ab, dass ihre Zusammenfassung
willkÃ¼rlich sei. Die KlÃ¤gerin betreibe nur Beratung von Kunden fÃ¼r den
werblichen Auftritt nach auÃ�en und diese bestehe im Wesentlichen in
ComputertÃ¤tigkeit bzw. Telefonaten mit Kunden und sonstigen
GeschÃ¤ftspartnern. Unter die Werbeunternehmen fielen jedoch auch DrÃ¼-
ckerkolonnen, GroÃ�plakateaufhÃ¤nger und Propagandisten, deren TÃ¤tigkeit
einem wesentlich hÃ¶heren Unfallrisiko ausgesetzt sei.

Das Sozialgericht hat die Klage, die auch einen Rechtsstreit einer Gesellschafterin
gegen ihre Veranlagung in der freiwilligen Versicherung und die anschlieÃ�enden
Beitragsbescheide zum Gegenstand hatte, mit Urteil vom 08.08.2002 als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen. In der BegrÃ¼ndung ist das Gericht im Wesentlichen
davon ausgegangen, dass es der Beklagten im Rahmen ihrer Satzungsbefugnis
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gestattet sei, bei der Schaffung des Gefahrtarifes die einzelnen Gefahrtarifstellen
nach Gewerbezweigen zu untergliedern und dass die Zuordnung der KlÃ¤gerin zu
den Werbeunternehmen nicht willkÃ¼rlich sei.

Im Berufungsverfahren hat der Senat die Verfahren der KlÃ¤gerin und der
Gesellschafterin getrennt.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 08.08.2002
und den Veranlagungsbescheid vom 31.03.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21.02.2000 aufzuheben.

Sie ist weiterhin der Meinung, die von der Beklagten fÃ¼r Werbeunternehmen
festgesetzte Gefahrklasse entspreche bei weitem nicht dem tatsÃ¤chlichen
Gefahrenpotential der KlÃ¤gerin, die lediglich bÃ¼rogebundene TÃ¤tigkeiten
verrichte. Andere Unternehmen mit ebenfalls nur bÃ¼rogebundenen TÃ¤tigkeiten
seien in wesentlich niedrigeren Gefahrklassen eingestuft. Zudem umfasse der
Begriff der Werbeunternehmen zu unterschiedliche TÃ¤tigkeiten und
GefÃ¤hrdungspotentiale, als dass sie in einer Gefahrtarifstelle zusammengefasst
werden kÃ¶nnten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts MÃ¼nchen in dem
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt wird ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die von der KlÃ¤gerin form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die Veranlagung der KlÃ¤gerin durch die
Beklagte ist rechtlich nicht zu beanstanden.

Der Senat stÃ¼tzt sich in seiner Entscheidung auf die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, SozR 4-2700 Â§ 157 Nr.1 und die eigene Rechtsprechung,
Breithaupt 1993, S.34, jeweils mit weiteren Nachweisen.

Der Gefahrtarif als autonomes Recht des UnfallversicherungstrÃ¤gers ist nach
Gefahrtarifstellen zu gliedern, in denen Gefahrengemeinschaften nach
GefÃ¤hrdungsrisiken unter BerÃ¼cksichtigung eines versicherungsmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs gebildet werden (Â§ 157 Abs.1 und 2 SGB VII). Von den Gerichten
ist der Gefahrtarif nur daraufhin Ã¼berprÃ¼fbar, ob er mit dem Gesetz, das die
ErmÃ¤chtigungsgrundlage beinhaltet und mit sonstigem hÃ¶herrangigem Recht
vereinbar ist. Bei seiner Schaffung steht den TrÃ¤gern der Unfallversicherung ein
nicht zu eng bemessener Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum zu. Als
gesetzliche Vorgaben sind die in Â§Â§ 152 f., 157, 162 SGB VII zum Audruck

                               3 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2700%20§%20157%20Nr.1
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/152.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/162.html


 

kommenden Zielvorstellungen und Wertentscheidungen sowie die tragenden
GrundsÃ¤tze des Unfallversicherungsrechts zu beachten. Die PrÃ¼fung, ob der
Gefahrtarif die zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste oder gerechteste Regelung trifft,
ist nicht Aufgabe der Gerichte; die AbwÃ¤gung zwischen mehreren, jeweils fÃ¼r die
eine oder andere Regelung bei der Gestaltung des Gefahrtarifs wesentlichen
Gesichtspunkte und die daraus folgende Entscheidung obliegt dem
UnfallversicherungstrÃ¤ger.

Nach Â§ 157 Abs.2 Satz 1 SGB VII sind Gefahrengemeinschaften nach
GefÃ¤hrdungsrisiken unter BerÃ¼cksichtigung eines versicherungsmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs zu bilden. Bei einem nach Gewerbezweigen gegliederten
Gefahrtarif sind demnach Gewerbezweige und bei einem nach TÃ¤tigkeiten
gegliederten Gefahrtarif TÃ¤tigkeiten mit annÃ¤hernd gleichen Risiken zu
Tarifstellen zusammenzufassen. Es steht dem UnfallversicherungstrÃ¤ger frei, nach
welchen der beiden Kriterien er den Gefahrtarif aufbaut, er kann die jeweiligen
Kriterien auch mischen.

Bei einem nach Gewerbezweigen gegliederten Gefahrtarif, wie ihn vorliegend die
Beklagte aufgestellt hat, ist einerseits entscheidend, ob die Definition des
Gewerbezweiges rechtlich zu beanstanden ist, und wenn dies nicht der Fall ist, ob
andererseits das betreffende Unternehmen dem zutreffenden Gewerbezweig
zugeordnet ist. Entspricht die Veranlagung beiden Vorgaben, kann nicht mehr
eingewendet werden, es mÃ¼sse von Rechts wegen eine nach TÃ¤tigkeiten und
den davon ausgehenden Risiken ausgerichtete Veranlagung erfolgen.

Der Begriff des Gewerbezweiges darf einerseits nicht zu eng verstanden werden,
auf der anderen Seite erfordern die sich aus der Zuordnung zu einem bestimmten
Gewerbezweig und damit zu einer bestimmten Gefahrengemeinschaft ergebenden
finanziellen Folgen eine mÃ¶glichst klare Definition der einzelnen Gewerbezweige
bzw. Gefahrengemeinschaften. Innerhalb eines jeden Gewerbezweiges kÃ¶nnen die
TÃ¤tigkeiten und die GefÃ¤hrdungsrisiken unterschiedlich sein. Eine solche
Risikomischung auf der Ebene des jeweiligen Gewerbezweiges ist eine Konsequenz
eines Gewerbezweigtarifs â�� also einer Entscheidung, die der Selbstverwaltung
des UnfallversicherungstrÃ¤gers vorbehalten ist. Die UnfallversicherungstrÃ¤ger
kÃ¶nnen abgrenzbare Teile aus Unternehmen des selben Gewerbezweiges zu einer
besonderen Bewertung im Gefahrtarif zusammenfassen, mÃ¼ssen dies aber nicht.
Der Gesichtspunkt, dass in einer Gefahrengemeinschaft nur annÃ¤hernd gleiche
GefÃ¤hrdungsrisiken nach Â§ 157 Abs.2 Satz 1 SGB VII zusammengefasst werden
dÃ¼rfen, kommt nur dann zum Tragen, wenn mehrere Gewerbezweige in einer
Gefahrtarifstelle zusammengefasst werden.

Mit den Werbeunternehmen in Gefahrtarifstelle 25 hat die Beklagte einen klar
definierten Gewerbezweig benannt. Erfasst sind nÃ¤mlich nicht sÃ¤mtliche
Unternehmen, die im weitesten Sinn der Werbung tÃ¤tig sind. So sind die
Unternehmen der AuÃ�enwerbung in einer eigenen Gefahrtarifstelle erfasst und
Herstellung und Verteilung von Werbemitteln gehÃ¶ren in den
ZustÃ¤ndigkeitsbereich anderer Berufsgenossenschaften. Der dann noch
verbleibende Bereich der Werbeunternehmen, wie ihn die Beklagte auch selbst
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definiert und veranlagt, stellt danach einen Gewerbezweig dar, unter den auch die
KlÃ¤gerin als Werbeagentur fÃ¤llt. DafÃ¼r, dass sie von dieser Definition nicht
umfasst wÃ¤re, hat die KlÃ¤gerin nichts vorgetragen, insbesondere nicht, unter
welche andere Art Werbeunternehmen oder sonst in einem Gefahrtarif der
Beklagten oder eines anderen UnfallversicherungstrÃ¤gers in einer Gefahrtarifstelle
genannten Unternehmen sie fallen wÃ¼rde.

Die Berufung war deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass die KlÃ¤gerin in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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